
Bundessatzung   

Abschnitt B: Finanzordnung  

§ 1 - Geschäftsjahr  

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

§ 2 - Mitgliedsbeitrag  

(1) Der Mitgliedsbeitrag beträgt regelmäßig 36 € pro Kalenderjahr und ist zum 1.1. eines 
jeden Jahres fällig.  

(2) Bei Ein- oder Austritt im Laufe eines Jahres ist der zu entrichtende Mitgliedsbeitrag mit 3 
€ pro Monat zu berechnen. Die Berechnung des Mitgliedsbeitrags erfolgt in diesem Fall 
monatsgenau, beginnend mit dem Monat in dem der Ein- oder Austritt stattfindet.  

(3) Auf begründeten Antrag eines Beitrittswilligen kann der Bundesvorstand den Beschluss 
fassen, für diese Person einen individuellen, niedrigeren Mitgliedsbeitrag festzusetzen, oder 
ganz auf einen selbigen zu verzichten. Der Beschluss besitzt nur Gültigkeit für ein 
Kalenderjahr.  

(4) Der Mitgliedsbeitrag ist an den für das Mitglied zuständigen Landesverband zu entrichten, 
bzw. wird von diesem eingezogen.  

(5) Der Mitgliedsbeitrag ist vom zuständigen Landesverband aufzuteilen. 40% des Beitrags 
erhält der Bundesverband, 5% erhält der Bundesverband zur Weitergabe an die PP-
International bzw. die Europäische Piratenpartei.  

(6) Ist in der Satzung des Landesverbandes keine weitergehende Verteilungsregelung 
getroffen, gilt folgender Verteilungsschlüssel. Der Landesverband erhält 25%. Der für das 
Mitglied zuständige Kreisverband erhält 15%. Der für das Mitglied zuständige Ortsverband 
erhält 20%.  

(7) Sollte im Falle einer Aufteilung nach Abs. 6 kein für das Mitglied zuständiger 
Ortsverband existieren, fällt der ihm zustehende Anteil an den Kreisverband. Gleiches gilt für 
einen nicht existierenden zuständigen Kreisverband.  

(8) Die Piratenpartei empfiehlt ihren Mitgliedern zusätzlich zum Mitgliedsbeitrag eine 
freiwillige Spende in Höhe von 1% ihres Jahresnettoeinkommens.  

§ 3 - Verzug und Mahnung  

(1) Ein Mitglied befindet sich im Verzug, wenn der Mitgliedsbeitrag nicht zur Fälligkeit 
entrichtet wurde.  

(2) Im Falle des Verzuges ruht die Mitgliedschaft des Mitglieds bis zur Zahlung. Das Mitglied 
verliert dadurch sein Stimmrecht auf Versammlungen aller Gliederungen.  

(3) Befindet sich ein Mitglied trotz 3-facher Mahnung jeweils im Abstand von wenigstens 14 
Tagen und einer jeweils angemessenen Fristsetzung weiterhin im Verzug, so ist dies als 
Austrittserklärung zu werten und die Mitgliedschaft aufzulösen.  



Bundessatzung   
§ 4 - Kassen- und Kontoführung  

(1) Alle ordentlich gegründeten Gebietsverbände sind zur eigenständigen Kassen- und 
Kontoführung berechtigt.  

(2) Verzichtet ein Verband auf dieses Recht, so ist die Kassen- und Kontoführung vom 
nächstübergeordneten Verband, der dieses Recht wahrnimmt, zu übernehmen.  

(3) Barkassen sind zu vermeiden.  

(4) Die Kassen- und Kontoführung hat den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung zu 
folgen.  

(5) Die Hauptversammlung jedes Verbandes, der das Recht zur Kassen- und Kontoführung 
wahrnimmt, hat jährlich zwei oder mehr Kassenprüfer aus ihrer Mitte zu wählen, die die 
Prüfung der Kasse für den Zeitraum seit der letzten Kassenprüfung vornehmen und der 
Hauptversammlung vor Entlastung des Vorstandes berichten.  

(6) Den Kassenprüfern sind ausnahmslos alle für die ordnungsgemäße Prüfung notwendigen 
Unterlagen vollständig vorzulegen. Der Schatzmeister der jeweiligen Gliederung hat den 
Kassenprüfern Rede und Antwort zu stehen.  

§ 5 - Jahresabschluss  

(1) Es ist ein Jahresabschluss des Bundesverbandes, sowie, durch die für 
Finanzangelegenheiten zuständigen Vorstände der Verbände, aller untergeordneten Verbände, 
zu erstellen. Der Jahresabschluss umfasst Einnahmen, Ausgaben, Vermögenswerte sowie 
Anhängen und Erläuterungen und folgt den Vorschriften des Parteiengesetzes.  

(2) Die Jahresabschlüsse sind spätestens einen Monat nach Ende des Geschäftsjahres zu 
erstellen.  

(3) Die Jahresabschlüsse der untergeordneten Gliederungen werden zum Zwecke der 
Erstellung eines Gesamtjahresabschlusses an die übergeordneten Gliederungen weitergeleitet.  

(4) Der Gesamtjahresabschluss der Piratenpartei Deutschland wird vor seiner Weiterleitung 
an den Bundeswahlleiter durch den Bundesvorstand beraten.  

(5) Jahresabschlüsse werden vom Vorsitzenden und dem für Finanzangelegenheiten 
zuständigen Vorstandsmitglied zu unterzeichnet.  

(6) Der Bundesvorstand lässt den Jahresabschluss nach den Maßgaben der §§29 ff. PartG 
prüfen.  

§ 6 - Aufbewahrungsfristen  

(1) Die Aufbewahrungsfrist für alle die Finanzangelegenheiten betreffenden Unterlagen, 
namentlich unter anderem Belege, Bücher, Jahresabschlüsse, beträgt 10 Jahre. Die Frist 
beginnt mit Ablauf des Geschäftsjahres in dem die betreffenden Unterlagen erstellt wurden.  

 



Bundessatzung   
§ 7 - Spenden  

(1) Alle ordentlich gegründeten Verbände sind zur Annahme von Spenden berechtigt.  

(2) Zweckgebundene Spenden dürfen nur dem vom Spender gewünschten Zweck zugeführt 
werden.  

(3) Nicht-zweckgebundene Geldspenden werden zu gleichen Teilen an die einnehmende 
Gliederung und den Bundesverband aufgeteilt. Der betreffende Betrag für die Bundespartei ist 
innerhalb von 10 Tagen zu überweisen.  

(4) Sachspenden stehen der einnehmenden Gliederung zu.  

(5) Geldspenden bis zu einem Betrag von 1.000 € können bar erfolgen.  

(6) Kopien aller Spendenquittungen sind dem Bundesschatzmeister in elektronischer Form zu 
übermitteln.  

§ 8 - Finanzierung  

(1) Die Piratenpartei Deutschland und ihre untergeordneten Gliederungen bringen ihre 
Finanzmittel ausschließlich durch die im Parteiengesetz definierten Einnahmearten auf.  

(2) Es werden nur zinslose Darlehen langer Laufzeit und freier Tilgung aufgenommen.  

(3) Verträge mit Dritten können vom Vorsitzenden, seinem Stellvertreter, oder einem vom 
Vorstand dazu beauftragten Piraten eingegangen werden.  

(4) Über Unternehmensbeteiligungen ist ein Vorstandsbeschluss zu fassen.  

(5) Es werden keine Verträge mit Dritten eingegangen, die die Unabhängigkeit der Partei 
gefährden könnten.  

(6) Verträge mit Dritten sind gegenüber den Mitgliedern offenzulegen.  

(7) Der Vorstand kann Dritte zur Spendenerhebung bevollmächtigen. Diese Dritten haben 
lückenlos die Spendenquellen aufzuzeichnen und anzugeben.  

§ 9 - Schlussbestimmungen  

(1) Alle nach der Finanzordnung geschehenden Tätigkeiten sind, sofern rechtsgültig möglich, 
nicht in Papierform, sondern in elektronischer Form zu dokumentieren.  

(2) Diese Finanzordnung ist Teil des Status.  

(3) Die Satzungen der Gliederungen dürfen dieser Finanzordnung nicht widersprechen.  

 


